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Der XII. Zivilsenat des Bundesgerichtshofs hat am 14. De­
zember 1994 durch den Vorsitzendgn Richter Dr. Blumenröhr 
und die Richter Dr. Krohn, Nonnenkamp, Gerber und Sprick

beschlossen:

Die Bestimmung des zuständigen Gerichts wird ab­
gelehnt ,

Gründe:

1. Die Voraussetzungen für eine Zuständigkeitsbestim­
mung durch den Bundesgerichtshof nach § 36 Nr. 6 ZPO in 
entsprechender Anwendung (§§ 621 Abs. 1 Nr. 1 ZPO i.V.m. 
1672 BGB, vgl. Senatsbeschluß vom 1. Juni 1988 - iVb ARZ 
26/88 - FamRZ 1988, 1256} sind nicht erfüllt.

Zwar ist der verfahrenseinleitende Antrag des Vaters 
(Antragsteller) vom 7. September 1994 der Mutter (Antrags-, 
gegnerin) am 16. September 1994 zugestellt worden. Auch ha­
ben sich die beiden bisher beteiligten Gerichte im Sinne 
von § 36 Nr. 6 ZPO "rechtskräftig" für unzuständig erklärt, 
nämlich das Amtsgericht - Familiengericht - B. 
durch den dem Vater bekanntgegebenen Beschluß vom 20. Sep­
tember 1994 und das Amtsgericht - Familiengericht - G. 
durch den beiden Eltern zur Kenntnis gebrachten Be­
schluß vom 6. Oktober 1994.

Von diesen Gerichten ist jedoch keines für die zu tref­
fende Entscheidung zuständig, was nach § 36 Nr. 6 ZPO Vor-
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ausSetzung für eine GeriehtsstandsbeStimmung ist (vgl. 
hierzu BGH Beschluß vom 10. August 1994 - X ARZ 689/94, zur 
Veröffentlichung bestimmt).

2. Eine Zuständigkeit eines der beiden Gerichte ist 
insbesondere nicht durch eine bindende Verweisung entspre­
chend § 281 ZPO (vgl. Senatsbeschluß vom 3. November 1993
- XII ARZ 27/93 = BGHR FGG § 36 Nr. 1 Elterliche Sorge 2)
begründet worden. Denn beide Gerichte haben die maßgebli­
chen Beschlüsse - das Amtsgericht G. den Verwei­
sungsbeschluß vom 15. September 1994 und das Amtsgericht 
B. den Beschluß über die Ablehnung der Übernahme
vom 20. September 1994 - ohne Anhörung der Mutter erlassen 
und damit deren Anspruch auf rechtliches Gehör verletzt 
(BGHZ 71, 69, 72; auch BGH Beschluß vom 26. November 1991
- I ARZ 582/91 = BGHR ZPO § 281 Abs. 2 Satz 5 Bindungswir­
kung 3) .

Die örtliche Zuständigkeit bestimmt sich unter den ge­
gebenen Umständen nach den allgemeinen Vorschriften. Sie 
richtet sich für ein isoliertes Sorgerechtsverfahren, wie 
es der Vater hier anhängig gemacht hat, gemäß §§ 621 Abs. 2 
Satz 2, 621a Abs. 1 ZPO nach den Vorschriften der §§ 64 
i.v.m. 36 Abs. l, 43 Abs. 1 FGG, die ln erster Linie auf 
den (inländischen) Wohnsitz des Kindes und bei Fehlen eines 
solchen auf den tatsächlichen Aufenthalt, jeweils im Zeit­
punkt der Antragstellung, abstellen. Ein minderjähriges 
Kind, wie hier die Tochter Jennifer, teilt gemäß § 11 BGB 
den Wohnsitz seiner Eltern, hier also in der bisherigen 
ehelichen Wohnung in H. . Trennt sich ein Ehegatte
von dem anderen unter Begründung eines neuen Wohnsitzes, so 
vermittelt er dem Kind dadurch einen weiteren Wohnsitz,

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
Rechtsanwalt www.prinz.law

H
inw

eis: A
uch Teile der U

rteilssam
m

lung sind als D
atenbank nach §§ 87a ff. U

rhG
 geschützt.

https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de


wenn ihm weiterhin das Personensorgerecht zusammen mit dem
anderen Elternteil zusteht (vgl. Senatsbeschlüsse vom

' ' *

5. Februar 1992 - XII ARZ 4/92 = BGHR FGG § 36 Abs. 1 Zu­
ständigkeit, örtliche 1 und vom 3. November 1993 - XII ARZ 
27/93 = BGHR aaO Elterliche Sorge 2). Voraussetzung hierfür 
ist aber die Begründung eines neuen Wohnsitzes durch den 
getrenntlebenden Elternteil. Daran fehlt es im vorliegenden 
Fall. Ein weniger als drei Wochen (bis zum 7. September 
1994) dauernder Aufenthalt der Mutter in einem Frauenhaus 
in B. reichte - mangels "ständiger" Niederlassung
an diesem Ort (S 7 BGB; vgl. dazu Senatsbeschluß vom 
26. August 1992 - XII ARZ 21/92 = BGHR BGB § 11 Satz 1 Dop- 
pelwohnsitz 3) - jedenfalls nicht aus, um dort einen Wohn­
sitz zu begründen.

3. Zuständig ist daher - nach den bisher mitgeteilten 
tatsächlichen Verhältnissen - das Gericht, zu dessen Bezirk 
der Ort H. gehört, in dem der Wohnsitz des Kindes
Jennifer am 7. September 1994 nach wie vor begründet war. 
Das ist das Amtsgericht N. .Da dieses Gericht ah dem
vorliegenden Verfahren bisher nicht beteiligt war, wird die 
Sache an das Amtsgericht G. zurückgegeben, damit
dieses das Verfahren - gegebenenfalls nach Klarstellung der
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maßgeblichen Verhältnisse - auf entsprechenden Antrag an
das zuständige Amtsgericht verweisen kann (vgl. BGHZ 71,
' *  - *

69, 74 f; Senatsbeschluß vom 21. August 1991 - XII ARZ 
17/91 = BGHR FGG § 64k Abs. 3 Zuständigkeit, örtliche 1).

Gerber Sprick

Blumenrohr Krohn Nonnenkamp


	BUNDESGERICHTSHOF

	BESCHLUSS


